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Hessische Rahmenvereinbarung
nach §§ 78a ff. SGB Vlll

zwischen dem Hessischen Städtetag, d€m Hessiscien Landkreistag und den in der Liga
der freien Wohltahrtspflege in Hessen aisammengeschlossenen Wohlfahrtsverbänden
sowie den Veroinigungen der sonstigen Leistungserbrlng€r auf Landesebene

Präambol

Oie vom Hessischen Städtetag und dem Hessischen Landkreistag, im folgsnden kom-
munale Spitzenverbände genannt, und der Liga der freien Wohlfahrtspflege in Hessen
sowie den Verelnigungen der sonstigen Leislungseöringer gemäß §§ 78a ff SGB Vlll
auf Landesebene getroffene Rahmenvereinbarung findet ihren Ursprung in der gegen-
seitlgen Achtung als Pa(ner für ein€ gemeinsame, verpflichtende Aufgabe. Di6 zum
Wohle der Kinder, Jugendlichen und jungen Voll.iährigen im Lande Hessen getroffene
Rahmenvereinbarung soll dazu beitragen, die Hifen im Slnne des SGB Vlll zu verwirkli-
chen.
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1. Abschnitt

Rahmenbedingungen

§ I Gegenstand der Rahmenvereinbarung

Für den Anwendungsbereich der §§ 78a ff. SGB Vlll regelt diese Rahmenverein-
barung für die in § I aufgeführten Regelleistungen die Grundsätze und Verfahren
für die Einzelvereinbarungen von Leistung, Qualitätsentwicklung und Entgelt.

(2\

(3)

§2

(1)

§3

(1)

(2)

Gültigkeit und Beitritt

Diese Rahmenvereinbarung gllt für
der abschlussbeteiligten Verbände,
kreise.

die Träger von Einrichtungen und Diensten
sonstigen Vereinigungen, Slädte und Land-

Sie ist gültig für die kreisfreien Städte, Sonderstatusstädte - sowelt sie Träger der
Jugendhilfe sind - und Landkreise als örtliche Jugendhilfeträger.

Alle sonstigen Träger der Jugendhilfe können ebenfalls dieser Rahmenvereinba-
rung durch schriftliche Erklärung gegenüber der Geschättsstelle der Jugendhilfe-
kommission beitreten.

Jugendhilfekommission

Die Jugendhilfekommission trifft Vereinbarungen über die weitere Ausgestaltung
der Rahmenvereinbarung und die Tarife.

Die Jugendhilfekommission setzt s,ch zusammen aus:
vier Vertretern der Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen,
zwei Vertretern der Vereinigungen der sonstigen Leistungserbringer einerseit§,
drei Vertretern des Hessischen Slädletages und
drei Ve(retern des Landkreistages andererseits.
Fürjedes Mitglied ist ein Stellve(reter zu benennen-

Die Jugendhilfekommission wählt aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n für zwei
Jahre. Alle zwei Jahre findet ein Wechsd zwischen den Trägern der öffentlichen
Jugendhilfe und den Leistungserbringern statt.

Die Jugendhllfekommission ist beschlussfähig, wenn mindestens drei Vertreter
der Leistungserbringer und drei Vertreter der Träger de. öffentlichen Jugendhilfe
anwesend sind.
Beschlüsse müssen, unbeschadet der Möglichkeiten der Stimmenthaltung, ein-
stimmig gefasst werden. Sie sind in einem Protokoll festzuhalten.
Anderungswünsche zu Protokollen der Jugendhilfekommission sind in einer Frist
von vier Wochen nach Eingangsdatum des Protokolls bei den jeweiligen.Ge-
schäftsstellen an die Geschäftsstelle der Jugendhilfekommission zu richten. Uber
die Anderungswünsche wird in der nächsten Jugendhilfekommissionssitzung ent-
schieden-

(3)

(4)
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(5) DieJugendhilfekommission hatkein Außenverlretungsrecht.

(6) Die Jugendhilfekommission hat das Recht, zu ihren Sitzungen Sachverständige
und Gäste ohne Stlmmrecht hlnzuzziehen und Arbeitsgruppen zu bilden.

§4 «entfallen»

§ 5 Geschäfl3stelle der Jugendhihokommiasion

(1) Die organisatorische Vorbereitung und Abwicklung der Tätigkeit der Gremien
nach dieser Rahmenverelnbarung wird elner Geschäftsstelle nebenamtllch über-
tragen, deren Kosten die Verginbarungspartner anteilig tragen.

(21 Geschäfts{ührung und Ggschäftsgang der Jugendhilfekommlssion können in einer
Geschäft sordnung geregelt werden.

§ 6 Kündlgung, Friston

Jede Ver€inbarungspa(ei kann die Rahmenvereinbarung mit elner Frist von ei-
nem Jahr zum Ende eines Kalenderjahres durch schriftliche Erklärung g€genüber
den Vereinbarungspartnem kündigen.
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2, Abschnitt

Einzelvereinbarungen

2.1 Allgemeines

§ 7 Zuständigkeit für den Abschluss von Einzelvereinbarungen

Aul der Grundlage dieser Rahmenvereinbarung werden zwischen dem örtlichen
Träger der Jugendhilfe und den in seinem zuständigkeitsbereich gelegenen Ein-
rjchtungen und Diensten, die Leistungen anbieten, Einzelvereinbarungen über
Leistungsangebote, Qualitätsentwicklung und Entgelte getroffen.

§ 8 Regelleistungen

(1) Für Hilfeaden nach Absatz 2-16 werden Regelleistungen vereinbart.

(2) Jugendsozialarbeit (§ 13.3 SGB Vlll)

(3) Gemeinsame Wohnformen für Mütter^y'äter und Kinder
(§ 19 SGB Vm)

(4) Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht
(§ 21 Satz 2 SGB Vlll)

(5) HilfezurErziehung;sozialpädagogischebegleiteteBerufsausbildung
(§ 27.3 im Sinne von § 13.2 SGB Vlll)

(6) Hilfe zur Erziehung; Soziale Gruppenarbeit
(§ 27 i.V. mit § 29 SGB Vlll)

(71 Hilfe zur Erziehung; Eziehungsbeistand, Betreuungshelfer
(§ 27 i.V. mit § 30 SGB Vlll)

(8) HilfezurErziehung; SozialpädagogischeFamilienhilfe
(§ 27 i.V. mit § 31 SGB vlll)

(9) Hilfe zur Eziehung; Erziehung in einer Tagesgruppe
(§ 27 i.V. mit § 32 SGB vlll)

(10) Hilfe zur Erziehung; Vollzeitpflege (Hier sind ausschließlich besondere Formen
der Familienpflege gemeint)
(§ 27 i.V. mit § 33 Satz 2 SGB Vlll)

(1't) Hilfe zur Eziehung; Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform
(§ 27 i.V. mit § 34 SGB Vlll)

(1 2) Hille zur Eziehu ng; lntensive sozialpädagogische Einzelbetreuung
(§ 27 i.v. mit § 35 SGB Vlll)

(13) Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
(§ 35a SGB Vlll)
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(14) Hilfe fürjunge Volljährige, Nachbetreuung (§ 41 SGB VIll)

(15) Andere Aufgaben der Jugendhilfe: lnobhutnahme von Kindern und Jugendlichen
(§ 42 SGB V I)

(16) Schule bei Hilfen zur Eziehung - Schule
(§ 27 SGB Vlll z.B. i.V.m. § 13 SGB Vlll)

(17) §onstige Hilfen zur Erziehung (§ 27 SGB Vlll)

§s

(1)

Verfahren

Die Übernahme des Leistungsentgelts durch den Träger der öffentlichen Jugend-
hilfe setzt den Abschluss von Einzelvereinbarungen voraus über:

lnhalt, Umfang und Oualität der Leistungsangebote (Leistungsvereinbarung) ge-

mäß § '11 bis § 12 dieser Rahmenvereinbarung,

Grundsätze und Maßstäbe für die Bewertung der Oualität der Leistungsangebote
sowie über geeignete Maßnahmen zu ihrer Gewährleistung (Oualitätsentwick-
,ungsvereinbarung) gemäß § 13 dieser Rahmenvereinbarung und

differenzierte Entgelte für die Leistungsangebote und betriebsnotwendigen Inves-
titionen (Entgeltvereinbarung) gemäß § '14 bis § 19 dieser Rahmenvereinbarung.

Die Einzelvereinbarungen werden.ieweils für ein Kalenderjahr vereinbart, soweit
die Beteiligten nicht ejnen davon abweichenden Zeitraum wählen.

Die Elnzelvereinbarungen müssen nach sechs Wochen abgeschlossen sein. Die
Sechs'Wochenfrist beginnt mit der schriftlichen Eenennung der abzuschließenden
Einzelvereinbarungen unter Vorlage der erforderlichen LJnterlagen (wie z.B. Ent-
wurf einer Leistungsvereinbarung gemäß Anlag€ '1, Kalkulationsblatt gemäß An-
lage 3, Stellenplan mit prospektiver Pe.sonalkalkulation gegliedert nach Funkti-
onsbereichen, Anlagenverzeichnis mit Abschreibungsplan).

Kommt eine Einzelvereinbarung nach Abs. 'l innerhalb von sechs Wochen nicht
zustande, nachdem eine Partei schriftlich zu Verhandlungen aufgefordert hat, so
entscheidet die Schiedsstelle auf Antrag einer Partei unvezüglich über die Ge-
genstände, über die keine Einigung erreicht werden konnte- Gegen die Entschei-
dung ist der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten gegeben.

1.

2.

3.

(2)

(3)
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Vereinbarungszeitraum

Die Einzelvereinbarungen nach § I Ab§, 1 sind fÜr einen zukünftigen zeitraum

IiäÄu"tr"g;."iti"ui',1 "b.r""lili"ß.n 
Nachträgliche Ausgleiche sind nicht zu-

lässig.

Bei unvorhersehbaren wesentlichen Veränderungen der Annahmen dieden Ent-

oeltvereinbarunqen zugrunde lagen, sild die Einzelvereinbarungen aut vela]gen

än", V-e,tr."ö"pärt"rliliden tauränoen vereinbarungszeitraum neu zu verhandeln'

Bei einvernehmlich vereinbarten strukturellen Veränderungen sind die Elnzelver-

;il;;;;;"; iui v"rlungun einer vertragspartei für einen zukünftigen zeitraum

prospektiv neu zu verhandeln

Die Einzelvereinbarungen treten zu dem darin beslimmten Zeitpunkt in Kraft-Wird

u" Zatornn 
"i"f,t 

be;timmt, so werden die Einzelvereinbarungen mit dem Tage

iä" e-uä"nrr.""i *irksam dine Einzelvereinbarung, die vor diesen zeitpunkt zu-

ir"«*rrf,t, f"i-"i"nt zulässig; aies gilt nicht für Einzelvereinbarungen vor der

SJi"J"it"lr" für die zeit ab Eingung des Antrages bei der Schiedsstelle Nach

ÄtiäriaL" v.r"i"o"rungszeitrauÄs gllten die vereinbarten Einzelvereinbarungen

bis zum lnkrafttreten neuer Einzelvereinbarungen weiter-

(2)

(3)

(4)
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2.2 Leistungsvereinbarung

lnhalt

Die Leistungsvereinbarung muss die wesentlichen Leistungsmerkmale festlegen,
insbesondere

'1. Art, Ziel und Qualität des Leistungsangebotes,
2, den in der Einrichtung zu betreuenden Personenkreis,
3. die erforderliche sächliche und personelle Ausstattung,
4. die Oualifikation des Personals sowie
5. die betriebsnotwendigen Anlagen der Einrichtung.
6. Bundeskinderschutzgesetz

a) Prävention / Kinderschutz, §§ 8a,79a SGB Vlll
b) Beteiligungsrechte, §§ 8, 45 Abs. 2 Nr. 3 SGB Vlll
c) Qualitätsverfahren, § 45 Abs. 3 Nr. 1 SGB Vlll

7. Arbeitssicherheit, Gesundheit, Hygiene (2. B. Arbeitssicherheitsgesetz,
lnfektionsschutzgesetz, Lebensmittelhygieneverordnung,
Allergenkennzeicinungspfl icht etc. ).

ln die Leistungsvereinbarung ist aufzunehmen, unter welchen Vorausselzungen
der Träger der Einrichtung sich zur Erbringung von Leistungen verpflichtet. Der
Träger muss gewährleisten, dass die Leistungsangebote zur Erbringung von Leis-
tungen nach § I Abs.l geeignet sowie ausreichend, zweckmäßig und widschaft-
lich sind.

Die Leistungsvereinbarung definiert die Leistungen, die für alle jungen Menschen
regelhaft erbracht werden,

Es wird empfohlen, die Leistungsvereinbarung gemäß Anlage 1 dieser Rahmen-
vereinbarung abzuschließen.

(2't

§ l2 Personalschlüssel / Qualitikation

Bei den Personalschlüsseln handelt es sich um Richtwerte.

lm Einzelfall können die Richtwerte auch abweichend verhandelt werden, sofern
das Leistungsangebot eine andere personelle Ausstattung erforderlich macht. Die
Oualifikation der pädagogischen Fachkräfte ergibt sich aus den Richtllnien für
(teil-)sta|onäre Elnrichtungen in Hessen, die gemäß § 45 Achtes Buch Sozialge-
setzbuch (SGB Vlll)- Kinder- und Jugendhilfe - einer Betriebserlaubnis bedürfen
(außer Tageseinrichtungen für Kinder) und wird in der Leistungsvereinbarung
gemäß Anlage 1 vereinbart.

Die Beschäftigung von Berufspraktikantlnnen (Praktikantlnnen im Anerkennungs-
jahr oder Ahnliches) kann vereinbart werden. Die Stellenanteile werden grund-
sätzlich mit 0,5 Vollzeitäquivalenten in den Stellenschlüsseln berücksichtigt. Die
Tätigkeit sonstiger Praktikantlnoen kann vereinbart werden.

(1) Jugendsozialarbeit (§ '13. 3 SGB Vlll)
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Leistungen für Betreuung und Unterkunft in einer sozialpädagogisch be-
gleiteten Wohnfol"m
- pädagogische Fachkräfte; Personalschlüssel nach Vereinbarung

(2t gemeinsame Wohnformen für Mütterly'äter und Kinder (§ 19 SGB Vlll)

HierFür sind Regelungen analog der Betreuung gemäß § 12 Abs. 10lit a)
bis c) dieser Rahmenvereinbarung zu treffen (Regelversorgung bei Hilfen
zur Erziehung). Mutter^/ater-Kind (auch Schwangere) werden als pädago-
gische Einheit betrachtet, für die ein gemeinsames Entgelt vereinbart wird.
Beiweiteren Kindern wird das Entgelt angepasst.

(3) Unterstützung bei notwendiger Llnterbringung zur Erfüllung der Schulpflicht
(§ 21 Satz 2 SGB Vlll)
Hierfür sind Regelungen analog de. Betreuung gemäß § 12 Abs. '10 dieser
Rahmenvereinbarung zu treffen (Regelversorgung bei Hilfen zur Ezie-
hung).

(41 Hilfe zur Erziehung; sozialpädagogisch begleitete Berufsausbildung
(§ 27.3 im Sinne von § '13.2 SGB Vlll)

Pädagogische Fachkräfte, Ausbildungsmeister und Ausbilder mit Erg-
nungsprüfung
- Personalsdrlüssel nach Vereinbarung

(5) Hilfe zur Erziehung; Soziale Gruppenarbeit
(§ 27 i.V. mit § 2e SGB Vlll)
- pädagogische Fachkräfte; Personalschlüssel nach Vereinbarung

(6) Hilfe zur Eziehung; Erziehungsbeistand, Betreuungshelfer
(§ 27 i.V. mit § 30 SGB Vlll)
- pädagogische Fachkräfte; Personalschlüssel nach Vereinbarung

(7) HilfezurErziehung;SozialpädagogischeFamilienhilfe
(§ 27 i.V. mit § 31 SGB Vlll)

pädagogische Fachkräfte; Personalschlüssel nach Vere;nbarLrng

(8) Hilfe zur Erziehungi Erziehung in einer Tagesgruppe
(§ 27 i.V. mit § 32 SGB Vlll)
-.pädagogische Fachkräfte von '1:2,0 bis 1:5,0 Personen bezogen auf die
Offnungszeit

(g) Hilfe zur Erziehung; Vollzeitpflege
(§ 27 i.V. mit § 33 Satz 2 SGB Vlll)
- pädagogische Fachkräfte; Personalschlüssel nach Vereinbarung

('10) Hilfe zur Erziehung; Heimerziehung, sonstige betreute Wohnform
(§ 27 i.V. mit § 34 SGB Vlll)

a) Heimerziehung mit Tag- und Nachtbetreuung
- pädagogische Fachkräfte 1:1,8 bis 1:2,0 Personen
b) Heimerziehung in betreuten Wohnformen (Verselbständigungsgruppen)
- pädagogische Fachkräfte: 1:2,0 bis 1:4,0



Rahmenvereinbarung Seite'12 von 18

c) sonstige betreute Wohnformen
- pädagogische Fachkräfte: Personalschlüssel nach Vereinbarung

(1 1 ) Hilfe zur Erziehung; lntensive sozialpädagogische Einzelbetreuung
(§ 27 i.V. mit § 35 SGB Vlll)
- pädagogische Fachkräfte von 'l:1 bis 1:2 Personen

(12) Eingliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche
(§ 35a SGB Vlll)
Dae Personalschlüssel/ Qualifikation orientieren sich an den Absätzen 1 bis
1'1 des § 12 dieser Rahmenv€reinbarung

(13) Hilfe fürjunge VolÜährige, Nachbetreuung (§41 SGBVlll)
Die Personalschlüssel / Qualifikation orientieren sich an den Absätzen 1

bis 11 des § 12 dieser Rahmenvereinbarung.

('14) Unterbringung im Rahmen der lnobhutnahme von Kindern und
Jugendlichen (§ 42 SGB Vlll):
- pädagogische Fachkräfte: Personalschlüssel nach Vereinbarung

(15) Schule bei Hilfen zur Erziehung - Schule
(§ 27 SGB Vlll z.B. i.V.m. § 13 SGB Vlll)
Finanzierungsregelungen über den Eigenanteil gemäß Ersatzschulfinan-
zierungsgeseiz. Zusätzliche pädagogische Leistungen nach Vereinbarung.

('16) Sonstige Hilfen zur Erziehung (§ 27 SGB Vlll)
- nach Vereinbarung

(17) Sonstige Dienste - Medizinisch / Therapeutisches Personal

Personal für übergreifende Dienste !nd medizinisch / therapeutisches Per-
sonal, deren Leistungen regelhaft allen jungen Menschen in der Einrich-
tung zugute kommen: nach Vereinbarung

(18) Leitung, VeMaltung, Hauswirtschaft und Technischer Dienst

Für Leitung, Verwaltung, Hauswirtschaft und Technischer Dienst der unter
Absätzen 1-16 genannten Reg€lleistungen sind örtliche Vereinbarungen zu
treffen.
Als Anhaltswert oder als Pauschale können hierfür folgende Werte zu-
grunde gelegt werden:

Leitung: 7,5-10 % der Personalkosten, auf die sich die Leitung
bezieht, außer den Kosten für Leitung, Verwaltung
und technischer Dienst.

Verwaltungr 7,5-10 % der Personalkosten, auf die sich die Verwal-
tung bezieht, außer den Kosten der Leitung, Verwal-
tung und technischer Dienst.

Hauswirtschaft: PersonalschlüsselnachVereinbarung

Technischer Dienst: Personalschlüssel nach Vereinbarung
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2,3 Qualitätsentwicklungsvereinbarung

§ 13 lnhalt

(1) Die Qualitälsentwicklungsvereinbarung enhält Grundsätze und Maßstäbe für die
Bew€rtung der Oualität des Leistungsangebotes sowie geeignete Maßnahmen zu
ihrer Gewährleistung.

(2) Zlelrichtung ist die Betrachtung und Optimierung des Leistungsangebotes (Struk-
tur-, Prozess- und Ergebnisqualität). Grundlage hierfür sind die Summe der Ein-
zelfallverläufe und die sie beeinflussenden ins$tuüonellen M€rkmale (slehe Leis-
tungs- und Entgeltvereinbarung).

(3) Es wird empfohlGn, dle Qualitätsentwicklungsvereinbarung gemäß Anlage 2 die-
ser Rahmenvereinbarung abzuschließen.



(2',t

(3)
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2.4 Entgeltvereinbarung

§14 lnhalt und Verfahren

(1) Die Entgelte müssen leistungsgerecht sein. Grund,age der Entgeltvereinbarung

(4)

sind die in der
- Leistungsvereinbarung nach § 11 bis § 12 und
- Qualitätsentwicklungsvereinbarung nach § 13

festgelegten Leistungs- und Qualitätsmerkmale.

Die Entgelte müssen differenziert für die Leistungsangebote und betriebsnotwen-
digen lnv€stitionen vereinbart werden.

Eine Erhöhung der Vergütung von lnvestitionen kann nur dann verlangt werden,
wenn der zuständige Träger der öffentlichen Jugendhilfe der lnvestitionsmaß-
nahme vorher zugestimmt hat. Förderungen aus öffentlichen Mitteln sind anzu-
rechnen.

Auf der Grundlage des Absalzes 1 wird das Entgelt als Tagessatz für die Regel-
leistungen gemäß § I dieser Rahmenvereinbarung ermittelt. Anstelle eines Ta-
gessatzes kann auch ein pauschales Entgelt (Budget) vereinbart werden.

Das Kalkulationsblatt ist die Grundlage für die Entgeltforderung der Einrichtung
oder Dienstes. Form und lnhalt des Kalkulationsblattes mit Erläuterungen sind
entsprechend der Rahmenvereinbarung in Anlage 3 zwischen den Vertragspart-
nem festgelegt.

Zur Prüfung der Angemessenheit des Aufwandes wird auf die Erläuterungen zum
Kalkulationsblatt in Anlage 3 verwiesen.

Bei voll- und teilstationären Leistungsangeboten ist in der Regel eine Auslas-
tungsquote von mindestens 95 % zu vereinbaren. Abweichende Vereinbarungen
können getrotfen werden.

§ 15 Fortschreibung der Entgeltvereinbarung

(1) Für die Fortschreibung der Entgeltvereinbarungen wird bis zum 30. September
des laufenden Jahres ein Tarif für das Folgejahr von der Jugendhilfekommission
festgelegt.

(21 Für die Ermittlung des Tarils werden die Kostensteigerungen des laufenden Jah-
res zugrunde gelegt und verhandelt:

Sachkosten: Verbraucherpreisindex in Hessen zwei lvonate vor Tarifab-
schluss ( Stand 31/7 ).

Personalkosten: Veränderungen der Personalkosten des laufenden Jahres
entsprechend der Regelung des öflentlichen Dienstes für
den Komrrunaltarif und gemäß der gesetzlichen Bestlm-
mungen.
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§16 Gültigkeit von Tarif oder Einzelvereinbarung

(1) Die vereinbarten Entgelte sind sowohl für die Einrichtungsträger als auch für die
Träger der öffentlichen Jugendhilfe verbindlich (siehe auch § 78b Abs '1 SGB Vlll).

(2) Die vereinba(e Enlgeltregelung gilt iort, bis eine tarifliche Erhöhung oder eine
neue Einzelvereinbarung zustande kommt.

(3) Der bis zum 30. Septernber des laufenden Jahres festgelegte Tarif ist bindend fÜr
die Fortschreibung der Entgeltvereinbarung im Rahmen der jeweiligen Einzelver-
einbarung für das Folgejahr.

(4) Einzelvereinbarungen im Sinne des § 10 Abs. 3 sind unabhängig von der Anwen-
dung des Tarifs möglich.

(5) Soll die tarifliche Erhöhung nicht angewendet werden, ist dies bis zum 31. okto-
ber des laufenden Jahres dem jeweiligen Vereinbarungspartner (Einrichtungskä-
ger oder örtlicher Jugendhilfeträger) mitzuteilen. Danach kann das Verfahren ge-
mäß § I dieser Rahmenvereinbarung eingeleitet werden.

§ 17 Zahlung der Entgelte

(1) Die Entgelte sind jeweils für einen Kalendermonat zu berechnen- Als Fälligkeits-
datum gilt der letzte Tag des Monats, für den die Rechnung erstellt wird.
Die Rechnungsstellung kann im Voraus erfolgen.

(2) Liegeo zwischen Rechnungseingang beim Träger der öffentlichen Jugendhilfe
und Zahlungseingang beim Leistungserbringer mehr als vier Wochen, werden pro
angefangenem Monat Verzugszinsen auf die Rechnungssumme fällig. Die Höhe
des Zinssatzes wird von der Jugendhilfekommission festgelegt.

(3) Dies gilt entsprechend auch für Nachzahlungen.

Eine andere Zahlungsweise, z. B- mit Hilfe von Abschlagszahlungen, kann ver-
einbart werden.

§ 18 Regelungen bei Beginn, Beendigung und Wechsel

(1) Beginn- und Beendigungstag zählen jeweils als ein Abrechnungstag.

(2') Bei einem Wechsel der Einrichtung / des Dienstes berechnet sowohl die abge-
bende als auch die aufnehmende Eanricfitung / Dienst 50 % des jeweiligen Ta-
gessatzes.
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(1)
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Regelungen bei Abwesenheit

Soweit die Leistungen der Einrichtung vorübergehend wegen Beurlaubung, Kran-
kenhaus- oder Kuraufenthalt, Verbüßung von Jugendarresi oder Entweichung
nicht in Anspruch genommen werden, kann das vereinbarte Enlgelt bzw. das Ab-
wesenheitsentgelt für bis zu 42 Tage pro jungen Menschen und Kalenderjahr wei-
terberechnet werden. lm Hilfeplan festgelegte Abwesenheiten werden bei der un-
ter § 19 Abs. 1 Satz 1 der Rahmenvereinbarung genannten Frist nicht berücksich-
tigt. Auf Entweichungen düden dabei nicht mehr als 2'l Tage entfallen. Voraus-
setzung für die Weitergewährung des Entgeltes bzw. des Abwesenheitsentgelts
ist, dass der Platz in der Einrichtung tatsächlich freigehalten wird. Die Abwesen-
heit beginnt mit dem Tag, an dem das Mittagessen nicht mehr eingenommen
wird. Sie endet mit dem Tag, der der Wiedergewährung des Mittagessens voran
geht.

ln bogründeten Einzelfällen (2. B. Krankenhaus, Kuraufenthalt, Verbüßung von
Jugendarrest, Enlweichung) kann das Abwesenheitsentgelt über die Dauer von
42 Tagen hinaus gewährt werden. Anträge müssen jedoch rechtzeitig vor Ablaul
der Frist begründet werden. Werden die kalenderjährlich festgelegten Höchstwer-
te überschritten, ohne dass vorher die Veränderung rechtzeitig begründet worden
ist, kann die Überschreitung der Frist nachträglich nur dann genehmigt werden,
wenn eine vorherige Antragstellung unmöglich war.

Bei einem Wechsel der Einrichtung dürfen abgebende und aufnehmende Einrich-
tungen bei Abwesenheit des Bewohners insgesamt das Entgelt im Umfang der
unter Abs. 1 genannten Fristen abrechnen. Die abgebende hat de. aufnehmen-
den Einrichtung die im Kalenderjahr bereits angefallenen Abwesenheitstage mit-
zuteilen.

Die Einrichtungen führen eine Belegungsstatistik, in der für jeden Hilfeempfänger
die Anwesenheiis- und Abwesenheitstage aufgeführt werden. Der Koslenträger ist
zu einer Überprüfung berechtigt.

Bei einer Abwesenheit von bis zu drei Tagen aus einem der in Absatz 1 genann-
ten Anlässe wird das kalendertägliche Entgelt in voller Höhe gezahlt. Bei einer
Beurlaubung von bis zu drei Tagen ist dem .iungen Menschen für jeden Tag der
Abwesenheit ein Verzehrgeld in Höhe des in der Entgeltvereinbarung ausgewie-
senen Nahrungsmittelsaizes durch den Leistungserbringer auszuzahlen, soweit
sich derjunge lvlensch während der Abwesenheit selbst versorgen muss. Von der
Selbstversorgung wird regelhaft bei einer Familienheimfahrt ausgegangen. Bei ei-
ner Abwesenheit von mehr als drei Tagen wird ab dem 4. Tag ein Abwesenheits-
entgelt in Höhe von 90 % des kalendertäglichen Entgeltes gezahlt. Ab dem 4. Ab-
wesenheitstag übernimmt grundsätzlich der Leistungsträger die Auszahlung des
Vezehrgeldes in Höhe des in der Entgeltvereinbarung ausgewiesenen Nah-
rungsmittelsatzes. Abweichend hiervon kann auf den Abschlag in Höhe von 10 o/o

verzichtet werden. ln diesem Fall übernimmt der Leistungserbringer die Auszah-
lung des Verzehrgeldes in Höhe des in der Entgeltvereinbarung ausgewiesenen
Nahrungsm ittelsatzes.

§ 19 Abs. 1 bis 5 gelten für stationäre Einrichtungen nach § 34 SGB Vlll. Für am-
bulante und teilstationäre Hilfen werden abweichende Regelungen zu den Absät-
zenlbis5getroffen.

(2)

(3)

(4)

(5)

(6)
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3. Abschnitt

Weitere Vereinbarungen

§ 20 Zusatzleislungen

Ergänzend zu den verschiedenen Regelleistungen können entsprechend den
Vereinbarungen im Hilfeplan pädagogische und / oder therapeutische Zusatzleis-
tungen in Anspruch genommen werden. Die Kosten hierfür werden dem fallzu-
ständigen Jugendamt in Form von Fachleistungsstunden gemäß Anlage 5 Pau-
schalen oder Tagessätze berechnet.

§ 2l Nebenleistungen

Neben den Entgelten werden materielle Hilfen entsprechend den als Anlage 7
beigefügten "Empfehlungen zur Gewährung von Nebenleistungen" gewährt. Die
Empfehlungen werden von den kommunalen Spitz€nverbänden eraöeitet und
festgelegt.

§ 22 lnkrafttreten

Die Vereinbarung tritt am 01.01.2002 in Kraft. Die Anderungen in § 4, § 9 Abs. 1

und 2, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 2, '14 und 17, § 19 und bzgl. Anlagen 1 und 5 (neu)
treten in der am 03.09.20'15 beschlossenen Fassung am 01.01.20'16 in Kraft.

Wiesbaden, den 21.12.2015

Przibilla
(Vorsitzender)

Hessischer La[dkrqistag

chäft sführender Direktor)

der freien Wohlfahrtspfl ege Für die sonstigen Träger

,l t:- ,l',.'-,4i,., 4 d",^*",*' '":.''
Reinicke
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Gliederuno dEr Anlaqen:

1. Leistungsvereinbarung gemäß §§ 78a ff. SGB Vlll und der ,,Hessisohen
Rahmenvereinbarung" (Erprobungsanlage in den Jahren 2016 und 2017,
Anhang: ausgesetzte Leistungsvereinbarung mit Arbeitshife

2. Qualilätsentwicklungsvereinbarung

3. EntgeltvereinbarungmitKalkulationsblattundErläuterungen

4. Tarifermittlung(Vordruck)mitbeispielhafterBerechnung

5. Beispielfür die Kalkulation einer Fachlelstungsstunde ausschließlioh als

Zusatzleistung im Rahmen stationärer und tellstalionärer Leistungen

6. Nebenleistungen*

' N€bäll€istunosn ( Empfdrlung€n ) in d€rjeureiliten Fassung do6 von den Komftrnal6n

SdEenverbändco b6chlo6sefl en LeisturEskaialogs


